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2 9 9 . Verordnung: Ausbildung und Prüfung für den Höheren Verwaltungsdienst im Öster-
reichischen Postsparkassenamt

3 0 0 . Verordnung: Ausbildung und Prüfung für den Gehobenen Dienst im Österreichischen Post-
sparkassenamt

301. Verordnung: Ausbildung und Prüfung für den Fachdienst im Österreichischen Postspar-
kassenamt

302. Verordnung: Ausbildung und Prüfung für den Mittleren Dienst im Österreichischen Post-
sparkassenamt

3 0 3 . Verordnung: Ausbildung und Prüfung für den Steueraufsichtsdienst
3 0 4 . Verordnung: Ausbildung und Prüfung für den Steuereintreibungsdienst

2 9 9 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 6. Mai 1974 betreffend die
Ausbildung und die Prüfung für den Höheren
Verwaltungsdienst im Österreichischen Post-

sparkassenamt

Auf Grund der §§ 8 bis 18 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 243/1970, 167/
1972, 317/1973 und 180/1974 wird im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzler verordnet:

Ausbildung

§ 1. (1) Vor der Zulassung zur Prüfung für
den Höheren Verwaltungsdienst im Öster-
reichischen Postsparkassenamt hat jeder Kandi-
dat an einem Ausbildungslehrgang teilzunehmen.

(2) Ziel des Ausbildungslehrganges ist es, dem
Kandidaten die für seine Verwendung notwendi-
gen Kenntnisse zu vermitteln.

§ 2. (1) Der Ausbildungslehrgang hat etwa
21 Wochen zu dauern und ist beim Öster-
reichischen Postsparkassenamt einzurichten; er ist
nach Bedarf abzuhalten.

(2) Die geplante Abhaltung eines Lehrganges
ist den Bediensteten, die für eine Teilnahme in
Betracht kommen, nachweislich spätestens zehn
Wochen vor Beginn des Ausbildungslehrganges
zur Kenntnis zu bringen.

§ 3. (1) Zum Ausbildungslehrgang sind Be-
dienstete des Österreichischen Postsparkassen-
amtes zuzulassen, die eine mindestens zweijährige
Verwendung im Aufgabenbereich eines Dienst-
zweiges des Höheren Dienstes nachweisen.

(2) Die Zulassung zum Ausbildungslehrgang
ist im Dienstwege bei der Prüfungskommission

für den Höheren Verwaltungsdienst im Österrei-
chischen Postsparkassenamt spätestens sieben
Wochen vor Beginn des Ausbildungslehrganges zu
beantragen.

(3) Die Dienstbehörde hat dem Antrag einen
Auszug aus dem Standesausweis anzuschließen
und den Antrag unverzüglich an die Prüfungs-
kommission weiterzuleiten. Der Auszug hat jene
Angaben, welche die Person und die dienstrecht-
liche Stellung des Kandidaten betreffen, seine
Ausbildung und die Art und Dauer seiner bis-
herigen Verwendung zu enthalten.

(4) Über die Zulassung zum Ausbildungslehr-
gang hat der Vorsitzende der Prüfungskommis-
sion zu entscheiden. Gegen diese Entscheidung ist
die Berufung an den Bundesminister für Finanzen
zulässig.

§ 4. (1) Der Kandidat ist verpflichtet, an allen
Veranstaltungen des Ausbildungslehrganges teil-
zunehmen.

(2) Ist ein Kandidat aus einem Ausbildungslehr-
gang ausgeschieden, so kann ihm auf seinen An-
trag die Zulassung zu einem späteren Ausbil-
dungslehrgang oder zu einem Teil eines solchen
gewährt werden. Auf solche Anträge ist § 3 sinn-
gemäß anzuwenden.

(3) Hat ein Kandidat aus Gründen, die er nicht
verschuldet hat, mehr als sieben Wochen des von
ihm erstmals besuchten Ausbildungslehrganges
versäumt, so hat er den Besuch des Ausbildungs-
lehrganges abzubrechen und zu seiner Dienst-
stelle zurückzukehren. Ein Antrag auf Zulassung
zu einem späteren Lehrgang ist bevorzugt zu
berücksichtigen.

(4) Hat ein Kandidat aus Gründen, die er nicht
verschuldet hat, mehr als drei Wochen, jedoch
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nicht mehr als sieben Wochen des von ihm erst-
mals besuchten Ausbildungslehrganges versäumt,
so ist das Erfordernis des Besuches des Ausbil-
dungslehrganges im Sinne des § 1 Abs. 1 als er-
füllt anzusehen, wenn er einen Antrag auf Zu-
lassung zur Prüfung stellt bzw. einen bereits
gestellten Antrag auf Zulassung zur Prüfung
weiter aufrecht hält. Stellt er statt dessen einen
Antrag auf Zulassung zu einem späteren Aus-
bildungslehrgang, so ist er zu diesem zuzulassen,
dabei ist das Ausmaß des Lehrgangsbesuches fest-
zusetzen.

(5) Hat ein Kandidat nicht mehr als drei
Wochen des gesamten Ausbildungslehrganges ver-
säumt, so ist das Erfordernis des Ausbildungs-
lehrganges im Sinne des § 1 Abs. 1 als erfüllt
anzusehen.

§ 5. (1) Leiter des Ausbildungslehrganges ist
das für das Ausbildungs- und Prüfungswesen zu-
ständige Mitglied des Vorstandes der Öster-
reichischen Postsparkasse.

(2) Diesem obliegt es, die Vortragenden zu
bestellen, die Gestaltung der Vortragstätigkeit ab-
zustimmen, den Stundenplan auszuarbeiten und
dessen Einhaltung zu überwachen. Darüber hin-
aus hat der Leiter des Ausbildungslehrganges
über die weitere Teilnahme am Lehrgang gemäß
§ 4 Abs. 3 bis 5 zu entscheiden. Gegen eine solche
Entscheidung ist die Berufung an den Bundes-
minister für Finanzen zulässig.

(3) Für die Besorgung der übrigen Verwal-
tungs- und Kanzleigeschäfte, die mit der Durch-
führung des Ausbildungslehrganges verbunden
sind, und für die Sacherfordernisse ist bei der
Österreichischen Postsparkasse vorzusorgen.

(4) Im Ausbildungslehrgang sind die im § 8
angeführten Gegenstände einschließlich der für
ihr Verständnis notwendigen wirtschaftlichen
Grundlagen vorzutragen.

(5) Darüber hinaus können weitere Gegen-
stände vorgetragen werden, die nicht Gegenstand
der Dienstprüfung sind, wenn dies im Hinblick
auf die Verwendung der Kandidaten erforder-
lich ist.

Prüfung

§ 6. Die Prüfung für den Höheren Verwal-
tungsdienst im Österreichischen Postsparkassen-
amt ist schriftlich und mündlich abzulegen.

§ 7. (1) In der schriftlichen Prüfung hat der
Kandidat nachzuweisen, daß er in der Lage ist,
auf Grund von Unterlagen, die er erhält, auf
einem Gebiet seiner Verwendung entsprechende
Gutachten oder Entscheidungsvorschläge herzu-
stellen, Berechnungen durchzuführen oder Kennt-
nisse über sein Arbeitsgebiet wiederzugeben.

(2) Die schriftliche Prüfung ist als Klausur-
arbeit abzuhalten und darf nicht länger als fünf
Stunden dauern. Das Thema der schriftlichen

Aufgabe ist von jenem Vortragenden des Lehr-
ganges zu bestimmen, der das betreffende Fach
vorgetragen hat. Kommen mehrere Vortragende
in Betracht, so haben sie gemeinsam das Thema
zu bestimmen. Die allenfalls notwendige Ko-
ordination obliegt dem Vorsitzenden der Prü-
fungskommission.

§ 8. (1) Der allgemeine Teil der mündlichen
Prüfung umfaßt die im § 8 Abs. 2 lit. a des
Gehaltsüberleitungsgesetzes angeführten Prü-
fungsgegenstände.

(2) Der besondere Teil der mündlichen Prüfung
umfaßt folgende Gegenstände:

1. Für die Österreichische Postsparkasse und
ihre einzelnen Geschäftszweige geltende all-
gemeine Rechtsnormen einschließlich Ver-
fahrensrecht und Geschäftsbestimmungen;

2. Organisatorischer Aufbau der Österrei-
chischen Postsparkasse sowie der Post- und
Telegraphenverwaltung und Grundzüge der
für die Durchführung des Dienstbetriebes
in der Österreichischen Postsparkasse und
der für die Durchführung der Postsparkas-
senangelegenheiten durch die Postämter gel-
tenden Vorschriften (einschließlich der ein-
schlägigen Vorschriften des Postdienstes);

3. Grundzüge des Handelsrechtes einschließlich
des Gesellschaftsrechtes und Grundzüge des
Exekutions-, Konkurs- und Ausgleichsrechtes;

4. Betriebswirtschaftliche Grundlagen (Einfüh-
rung in die Betriebswirtschaftslehre);

5. Bankbetriebswirtschaftslehre;
6. Grundzüge der doppelten Buchhaltung, der

Kostenrechnung, des bankwirtschaftlichen
Rechnungswesens und der Statistik (ein-
schließlich der Grundzüge der Planungs-
mathematik — Operationsresearch);

7. Grundzüge des modernen Managements,
Kenntnisse der elektronischen Datenver-
arbeitung, soweit sie für das Management er-
forderlich sind, und Grundzüge der Organi-
sationslehre;

8. Betriebspsychologie (soziale Menschenfüh-
rung), Verkaufspsychologie;

9. Grundzüge der Volkswirtschaftslehre und
der Volkswirtschaftspolitik, unter besonderer
Berücksichtigung des Geld- und Kredit-, des
Börsen- und des Bankwesens sowie der ein-
schlägigen Fiskalpolitik;

10. Grundzüge des öffentlichen Haushaltsrechtes
und der Kassenorganisation sowie Grundzüge
der öffentlichen Wirtschaftstätigkeit.

§ 9. (1) Die Prüfungskommission hat ihren
Sitz beim Österreichischen Postsparkassenamt.

(2) Zu Mitgliedern der Prüfungskommission
dürfen nur Vorstandsmitglieder der Österrei-
chischen Postsparkasse und Beamte des Höheren
Dienstes bestellt werden.
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§ 10. Der Prüfungssenat besteht aus einem
Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern. Der
Vorsitzende hat zumindest einen Gegenstand
selbst zu prüfen. Der Vorsitzende und die Prüfer
des allgemeinen Teiles der mündlichen Prüfung
müssen rechtskundig sein.

§ 11. Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1974
in Kraft.

Androsch

3 0 0 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 6. Mai 1974 betreffend die
Ausbildung und die Prüfung für den Geho-
benen Dienst im Österreichischen Postspar-

kassenamt

Auf Grund der §§ 8 bis 18 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 243/1970, 167/
1972, 317/1973 und 180/1974 wird im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzler verordnet:

Ausbildung

§ 1. (1) Vor der Zulassung zur Prüfung für den
Gehobenen Dienst im Österreichischen Postspar-
kassenamt hat jeder Kandidat an einem Ausbil-
dungslehrgang teilzunehmen.

(2) Ziel des Ausbildungslehrganges ist es, dem
Kandidaten die für seine Verwendung notwen-
digen Kenntnisse zu vermitteln.

§ 2. (1) Der Ausbildungslehrgang hat etwa
17 Wochen zu dauern und ist beim Österreichi-
schen Postsparkassenamt einzurichten; er ist nach
Bedarf abzuhalten.

(2) Die geplante Abhaltung eines Lehrganges
ist den Bediensteten, die für eine Teilnahme in
Betracht kommen, nachweislich spätestens zehn
Wochen vor Beginn des Ausbildungslehrganges
zur Kenntnis zu bringen.

§ 3. (1) Zum Ausbildungslehrgang sind Bedien-
stete des Österreichischen Postsparkassenamtes
zuzulassen, die eine mindestens zweijährige Ver-
wendung im Aufgabenbereich eines Dienstzwei-
ges des Gehobenen Dienstes nachweisen.

(2) Die Zulassung zum Ausbildungslehrgang
ist im Dienstwege bei der Prüfungskommission
für den Gehobenen Dienst im Österreichischen
Postsparkassenamt spätestens sieben Wochen vor
Beginn des Ausbildungslehrganges zu beantragen.

(3) Die Dienstbehörde hat dem Antrag einen
Auszug aus dem Standesausweis anzuschließen
und den Antrag unverzüglich an die Prüfungs-
kommission weiterzuleiten. Der Auszug hat jene
Angaben, welche die Person und die dienstrecht-
liche Stellung des Kandidaten betreffen, seine
Ausbildung und die Art und Dauer seiner bis-
herigen Verwendung zu enthalten.

(4) Über die Zulassung zum Ausbildungslehr-
gang hat der Vorsitzende der Prüfungskommis-
sion zu entscheiden. Gegen diese Entscheidung
ist die Berufung an den Bundesminister für
Finanzen zulässig.

§ 4. (1) Der Kandidat ist verpflichtet, an allen
Veranstaltungen des Ausbildungslehrganges teil-
zunehmen.

(2) Ist ein Kandidat aus einem Ausbildungs-
lehrgang ausgeschieden, so kann ihm auf seinen
Antrag die Zulassung zu einem späteren Aus-
bildungslehrgang oder zu einem Teil eines solchen
gewährt werden. Auf solche Anträge ist § 3 sinn-
gemäß anzuwenden.

(3) Hat ein Kandidat aus Gründen, die er nicht
verschuldet hat, mehr als fünf Wochen des von
ihm erstmals besuchten Ausbildungslehrganges
versäumt, so hat er den Besuch des Ausbildungs-
lehrganges abzubrechen und zu seiner Dienststelle
zurückzukehren. Ein Antrag auf Zulassung zu
einem späteren Lehrgang ist bevorzugt zu berück-
sichtigen.

(4) Hat ein Kandidat aus Gründen, die er
nicht verschuldet hat, mehr als drei Wochen, je-
doch nicht mehr als fünf Wochen des von ihm
erstmals besuchten Ausbildungslehrganges ver-
säumt, so ist das Erfordernis des Besuches des
Ausbildungslehrganges im Sinne des § 1 Abs. 1
als erfüllt anzusehen, wenn er einen Antrag auf
Zulassung zur Prüfung stellt bzw. einen bereits
gestellten Antrag auf Zulassung zur Prüfung
weiter aufrecht hält. Stellt er statt dessen einen
Antrag auf Zulassung zu einem späteren Aus-
bildungslehrgang, so ist er zu diesem zuzulassen,
dabei ist das Ausmaß des Lehrgangsbesuches fest-
zusetzen.

(5) Hat ein Kandidat nicht mehr als drei
Wochen des gesamten Ausbildungslehrganges ver-
säumt, so ist das Erfordernis des Ausbildungs-
lehrganges im Sinne des § 1 Abs. 1 als erfüllt
anzusehen.

§ 5. (1) Leiter des Ausbildungslehrganges ist das
für das Ausbildungs- und Prüfungswesen zustän-
dige Mitglied des Vorstandes der Österreichischen
Postsparkasse.

(2) Diesem obliegt es, die Vortragenden zu be-
stellen, die Gestaltung der Vortragstätigkeit abzu-
stimmen, den Stundenplan auszuarbeiten und
dessen Einhaltung zu überwachen. Darüber hin-
aus hat der Leiter des Ausbildungslehrganges über
die weitere Teilnahme am Lehrgang gemäß § 4
Abs. 3 bis 5 zu entscheiden. Gegen eine solche
Entscheidung ist die Berufung an den Bundes-
minister für Finanzen zulässig.

(3) Für die Besorgung der übrigen Verwal-
tungs- und Kanzleigeschäfte, die mit der Durch-
führung des Ausbildungslehrganges verbunden
sind, und für die Sacherfordernisse ist bei der
Österreichischen Postsparkasse vorzusorgen.
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(4) Im Ausbildungslehrgang sind die im § 8
angeführten Gegenstände einschließlich der für
ihr Verständnis notwendigen wirtschaftlichen
Grundlagen vorzutragen.

(5) Darüber hinaus können weitere Gegen-
stände vorgetragen werden, die nicht Gegenstand
der Dienstprüfung sind, wenn dies im Hinblick
auf die Verwendung der Kandidaten erforderlich
ist.

Prüfung

§ 6. Die Prüfung für den Gehobenen Dienst
im Österreichischen Postsparkassenamt ist schrift-
lich und mündlich abzulegen.

§ 7. (1) In der schriftlichen Prüfung hat der
Kandidat nachzuweisen, daß er in der Lage ist,
auf Grund von Unterlagen, die er erhält, auf
einem Gebiet seiner Verwendung entsprechende
Entscheidungsvorschläge herzustellen, Berechnun-
gen durchzuführen oder Kenntnisse über sein
Arbeitsgebiet wiederzugeben.

(2) Die schriftliche Prüfung ist als Klausur-
arbeit abzuhalten und darf nicht länger als fünf
Stunden dauern. Das Thema ist einem im § 8
Abs. 2 angeführten Gegenstand zu entnehmen.

§ 8. (1) Der allgemeine Teil der mündlichen
Prüfung umfaßt die im § 8 Abs. 2 lit. a des Ge-
haltsüberleitungsgesetzes angeführten Prüfungs-
gegenstände.

(2) Der besondere Teil der mündlichen Prüfung
umfaßt folgende Gegenstände:

1. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz;
2. Postsparkassengesetz 1969 und Geschäftsbe-

stimmungen der Österreichischen Postspar-
kasse;

3. Organisatorischer Aufbau der Österreichi-
schen Postsparkasse sowie der Post- und
Telegraphenverwaltung und Grundzüge der
für die Durchführung des Dienstbetriebes in
der Österreichischen Postsparkasse und der
für die Durchführung der Postsparkassen-
angelegenheiten durch die Postämter gelten-
den Vorschriften (einschließlich der relevan-
ten postalischen Vorschriften);

4. Betriebswirtschaftliche Grundlagen (Einfüh-
rung in die Betriebswirtschaftslehre);

5. Bankbetriebswirtschaftslehre;
6. Doppelte Buchhaltung, Kostenrechnung und

Grundzüge der Statistik;
7. Kenntnisse der elektronischen Datenverar-

beitung, soweit sie zum Verständnis des Be-
triebsablaufes in der Österreichischen Post-
sparkasse erforderlich sind;

8. Grundzüge des öffentlichen Haushaltsrechtes
und der Kassenorganisation sowie Grund-
züge der öffentlichen Wirtschaftstätigkeit;

9. Betriebspsychologie (soziale Menschenfüh-
rung).

§ 9. (1) Die Prüfungskommission hat ihren Sitz
beim Österreichischen Postsparkassenamt.

(2) Zu Mitgliedern der Prüfungskommission
dürfen nur Vorstandsmitglieder der Österreichi-
schen Postsparkasse und Beamte des Höheren
und des Gehobenen Dienstes bestellt werden.

§ 10. Die Prüfungssenate bestehen aus einem
Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern.
Der Vorsitzende hat zumindest einen Gegen-
stand selbst zu prüfen. Der Vorsitzende und die
Prüfer des allgemeinen Teiles der mündlichen
Prüfung müssen rechtskundig sein.

§ 11. Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1974
in Kraft.

Androsch

301. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 6. Mai 1974 betreffend die
Ausbildung und die Prüfung für den Fach-
dienst im Österreichischen Postsparkassenamt

Auf Grund der §§ 8 bis 18 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 243/1970,
167/1972, 317/1973 und 180/1974 wird im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzler verordnet:

Ausbildung

§ 1. (1) Vor der Zulassung zur Prüfung für den
Fachdienst im Österreichischen Postsparkassenamt
hat jeder Kandidat an einem Ausbildungslehr-
gang teilzunehmen.

(2) Ziel des Ausbildungslehrganges ist es, dem
Kandidaten die für seine Verwendung notwendi-
gen Kenntnisse zu vermitteln.

§ 2. (1) Der Ausbildungslehrgang hat etwa
neun Wochen zu dauern und ist beim Öster-
reichischen Postsparkassenamt einzurichten; er ist
nach Bedarf abzuhalten.

(2) Die geplante Abhaltung eines Lehrganges
ist den Bediensteten, die für eine Teilnahme in
Betracht kommen, nachweislich spätestens
zehn Wochen vor Beginn des Ausbildungslehr-
ganges zur Kenntnis zu bringen.

§ 3. (1) Zum Ausbildungslehrgang sind Be-
dienstete zuzulassen, die eine nach Vollendung
des 18. Lebensjahres im Dienst einer inländischen
Gebietskörperschaft zurückgelegte Verwendung
von wenigstens 36 Monaten, die zumindest dem
Mittleren Dienst entspricht, nachweisen.

(2) Haben sich für einen Ausbildungslehrgang
so viele Bedienstete gemeldet, daß aus organisa-
torischen Gründen nicht alle berücksichtigt wer-
den können, so sind diejenigen, die deshalb
nicht zugelassen werden können, in der Folge
vorzugsweise zu berücksichtigen.
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(3) Die Zulassung zum Ausbildungslehrgang ist
im Dienstwege bei der Prüfungskommission für
den Fachdienst im Österreichischen Postspar-
kassenamt spätestens sieben Wochen vor Beginn
des Ausbildungslehrganges zu beantragen.

(4) Die Dienstbehörde hat dem Antrag einen
Auszug aus dem Standesausweis anzuschließen
und den Antrag unverzüglich an die Prüfungs-
kommission weiterzuleiten. Der Auszug hat jene
Angaben, welche die Person und die dienstrecht-
liche Stellung des Kandidaten betreffen, seine
Ausbildung und die Art und Dauer seiner bis-
herigen Verwendung zu enthalten.

(5) Über die Zulassung zum Ausbildungslehr-
gang hat der Vorsitzende der Prüfungskommis-
sion zu entscheiden. Gegen diese Entscheidung ist
die Berufung an den Bundesminister für Finanzen
zulässig.

§ 4. (1) Der Kandidat ist verpflichtet, an allen
Veranstaltungen des Ausbildungslehrganges teil-
zunehmen.

(2) Ist ein Kandidat aus einem Ausbildungs-
lehrgang ausgeschieden, so kann ihm auf seinen
Antrag die Zulassung zu einem späteren Aus-
bildungslehrgang oder zu einem Teil eines solchen
gewährt werden. Auf solche Anträge ist § 3 sinn-
gemäß anzuwenden.

(3) Hat ein Kandidat aus Gründen, die er nicht
verschuldet hat, mehr als drei Wochen des von
ihm erstmals besuchten Ausbildungslehrganges
versäumt, so hat er den Besuch des Ausbildungs-
lehrganges abzubrechen und zu seiner Dienst-
stelle zurückzukehren. Ein Antrag auf Zulassung
zu einem späteren Lehrgang ist bevorzugt zu
berücksichtigen.

(4) Hat ein Kandidat aus Gründen, die er
nicht verschuldet hat, mehr als zwei Wochen, je-
doch nicht mehr als drei Wochen des von ihm
erstmals besuchten Ausbildungslehrganges ver-
säumt, so ist das Erfordernis des Besuches des
Ausbildunglehrganges im Sinne des" § 1 Abs. 1
als erfüllt anzusehen, wenn er einen Antrag auf
Zulassung zur Prüfung stellt bzw. einen bereits
gestellten Antrag auf Zulassung zur Prüfung
weiter aufrecht hält. Stellt er statt dessen einen
Antrag auf Zulassung zu einem späteren Aus-
bildungslehrgang, so ist er bei der Zulassung zu
diesem bevorzugt zu berücksichtigen, dabei ist das
Ausmaß des Lehrgangsbesuches festzusetzen.

(5) Hat ein Kandidat nicht mehr als zwei Wochen
des gesamten Ausbildungslehrganges versäumt, so
ist das Erfordernis des Ausbildungslehrganges im
Sinne des § 1 Abs. 1 als erfüllt anzusehen.

§ 5. (1) Leiter des Ausbildungslehrganges ist
das für das Ausbildungs- und Prüfungswesen
zuständige Mitglied des Vorstandes der Öster-
reichischen Postsparkasse.

(2) Diesem obliegt es, die Vortragenden zu
bestellen, die Gestaltung der Vortragstätigkeit
abzustimmen, den Stundenplan auszuarbeiten
und dessen Einhaltung zu überwachen. Darüber
hinaus hat der Leiter des Ausbildungslehrganges
über die weitere Teilnahme am Lehrgang gemäß
§ 4 Abs. 3 bis 5 zu entscheiden. Gegen eine
solche Entscheidung ist die Berufung an den Bun-
desminister für Finanzen zulässig.

(3) Für die Besorgung der übrigen Verwal-
tungs- und Kanzleigeschäfte, die mit der Durch-
führung des Ausbildungslehrganges verbunden
sind, und für die Sacherfordernisse ist bei der
Österreichischen Postsparkasse vorzusorgen.

(4) Im Ausbildungslehrgang sind die im § 9
angeführten Gegenstände einschließlich der für
ihr Verständnis notwendigen wirtschaftlichen
Grundlagen vorzutragen.

(5) Darüber hinaus können weitere Gegen-
stände vorgetragen werden, die nicht Gegen-
stand der Dienstprüfung sind, wenn dies im Hin-
blick auf die Verwendung der Kandidaten er-
forderlich ist.

Prüfung

§ 6. Die Prüfung für den Fachdienst im Öster-
reichischen Postsparkassenamt ist schriftlich; prak-
tisch und mündlich abzulegen.

§ 7. (1) In der schriftlichen Prüfung hat der
Kandidat nachzuweisen, daß er in der Lage ist,
auf Grund von Unterlagen, die er erhält, auf
einem Gebiet seiner Verwendung eine ent-
sprechende Arbeit herzustellen, Berechnungen
durchzuführen oder Kenntnisse über sein Arbeits-
gebiet wiederzugeben.

(2) Die schriftliche Prüfung ist als Klausur-
arbeit abzuhalten und darf nicht länger als fünf
Stunden dauern. Das Thema der schriftlichen
Aufgabe ist einem Gebiet, welches im besonderen
Teil der mündlichen Prüfung angeführt ist, zu
entnehmen und wird vom Vorsitzenden der
Prüfungskommission bestimmt.

§ 8. (1) In der praktischen Prüfung hat der
Kandidat nachzuweisen, daß er in der Lage ist,
an einer Rechenmaschine, einem Codiergerät oder
einer Schreibmaschine zu arbeiten. Die Auswahl
der Maschine bleibt dem Kandidaten überlassen.

(2) Prüfungswerber, denen zufolge ärztlich
festgestellter körperlicher Behinderung die prak-
tische Prüfung nicht zumutbar ist, können bei
sonst voller Eignung für den Dienst diese durch
Nachweis von Kenntnissen oder Fähigkeiten
anderer Art ersetzen. Art und Umfang dieses
Ersatzes der praktischen Prüfung wird vom Prü-
fungssenat bestimmt, ist jedoch dem dienstlichen
Aufgabenbereich des Prüfungswerbers zu ent-
nehmen.
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§ 9. (1) Der allgemeine Teil der mündlichen
Prüfung umfaßt die in § 8 Abs. 2 lit. b des
Gehaltsüberleitungsgesetzes angeführten Prü-
fungsgegenstände.

(2) Der besondere Teil der mündlichen Prü-
fung umfaßt folgende Gegenstände, wobei sich
die Prüfung auf jene Angelegenheiten zu be-
schränken hat, die für Beamte des Fachdienstes im
Österreichischen Postsparkassenamt von Bedeu-
tung sind:

1. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz;
2. Aufbau der Österreichischen Postsparkasse

und deren Aufgaben (unter Berücksichtigung
des Postsparkassengesetzes);

3. Grundzüge der allgemeinen Wirtschaftskunde
unter Berücksichtigung der wichtigsten
Rechtsbegriffe;

4. Wesentliche Begriffe aus dem Geld-, Bank-
und Börsenwesen;

5. Geschäftsbestimmungen des Scheck- und
Sparverkehrs, Dienstunterricht für die Be-
sorgung des Scheck- und Sparverkehrs durch
die Postämter;

6. Beziehungen zwischen Post und Öster-
reichischer Postsparkasse;

7. Grundzüge des Auslands- und Depotge-
schäftes;

8. Grundzüge der Buchführung;
9. Kundendienst — Kundenwerbung.

§ 10. (1) Die Prüfungskommission hat ihren
Sitz beim Österreichischen Postsparkassenamt.

(2) Zu Mitgliedern der Prüfungskommission
dürfen nur Vorstandsmitglieder der Öster-
reichischen Postsparkasse und Beamte des Höheren
und des Gehobenen Dienstes bestellt werden.

§ 11. Die Prüfungssenate bestehen aus einem
Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern. Der
Vorsitzende hat zumindest einen Gegenstand
selbst zu prüfen.

§ 12. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Juli
1974 in Kraft.

(2) Die besondere Prüfungsvorschrift für den
Fachdienst im Postsparkassenamt (Erlaß des Bun-
desministeriums für Finanzen vom 10. Mai 1951,
Z. 93.418-21/49, in der Fassung der Erlässe des
Bundesministeriums für Finanzen vom 5. Okto-
ber 1951, Z. 53.538-21/51, vom 14. Juni 1952,
Z. 42.062-21/52 und vom 17. Feber 1956,
Z. 26.583-21/56), die durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 334/1965 auf Gesetzesstufe gehoben
wurde, ist gemäß Art. III Abs. 3 des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 243/1970 mit Ablauf des
30. Juni 1974 nicht mehr anzuwenden.

Androsch

3 0 2 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 6. Mai 1974 betreffend die
Ausbildung und die Prüfung für den Mitt-
leren Dienst im Österreichischen Postspar-

kassenamt

Auf Grund der §§ 8 bis 18 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 243/1970,
167/1972, 317/1973 und 180/1974 wird im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzler verordnet:

Ausbildung

§ 1. (1) Vor der Zulassung zur Prüfung für den
Mittleren Dienst im Österreichischen Postspar-
kassenamt hat jeder Kandidat an einem Ausbil-
dungslehrgang teilzunehmen.

(2) Ziel des Ausbildungslehrganges ist es, dem
Kandidaten die für seine Verwendung notwendi-
gen Kenntnisse zu vermitteln.

§ 2. (1) Der Ausbildungslehrgang hat etwa
sechs Wochen zu dauern und ist beim Öster-
reichischen Postsparkassenamt einzurichten; er ist
nach Bedarf abzuhalten.

(2) Die geplante Abhaltung eines Lehrganges
ist den Bediensteten, die für eine Teilnahme in
Betracht kommen, nachweislich spätestens
zehn Wochen vor Beginn des Ausbildungslehr-
ganges zur Kenntnis zu bringen.

§ 3. (1) Zum Ausbildungslehrgang sind Be-
dienstete zuzulassen, die eine nach Vollendung
des 18. Lebensjahres im Dienst der Öster-
reichischen Postsparkasse zurückgelegte Verwen-
dung von wenigstens zwölf Monaten des Mittleren
Dienstes nachweisen können.

(2) Haben sich für einen Ausbildungslehrgang
so viele Bedienstete gemeldet, daß aus organisa-
torischen Gründen nicht alle berücksichtigt wer-
den können, so sind diejenigen, die deshalb
nicht zugelassen werden können, in der Folge
vorzugsweise zu berücksichtigen.

(3) Die Zulassung zum Ausbildungslehrgang ist
im Dienstwege bei der Prüfungskommission für
den Mittleren Dienst im Österreichischen Post-
sparkassenamt spätestens sieben Wochen vor Be-
ginn des Ausbildungslehrganges zu beantragen.

(4) Die Dienstbehörde hat dem Antrag einen
Auszug aus dem Standesausweis anzuschließen
und den Antrag unverzüglich an die Prüfungs-
kommission weiterzuleiten. Der Auszug hat jene
Angaben, welche die Person und die dienstrecht-
liche Stellung des Kandidaten betreffen, seine
Ausbildung und die Art und Dauer seiner bis-
herigen Verwendung zu enthalten.

(5) Über die Zulassung zum Ausbildungslehr-
gang hat der Vorsitzende der Prüfungskommis-
sion zu entscheiden. Gegen diese Entscheidung ist
die Berufung an den Bundesminister für Finanzen
zulässig.
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§ 4. (1) Der Kandidat ist verpflichtet, an allen
Veranstaltungen des Ausbildungslehrganges teil-
zunehmen.

(2) Ist ein Kandidat aus einem Ausbildungs-
lehrgang ausgeschieden, so kann ihm auf seinen
Antrag die Zulassung zu einem späteren Aus-
bildungslehrgang oder zu einem Teil eines solchen
gewährt werden. Auf solche Anträge ist § 3 sinn-
gemäß anzuwenden.

(3) Hat ein Kandidat aus Gründen, die er nicht
verschuldet hat, mehr als drei Wochen des von
ihm erstmals besuchten Ausbildungslehrganges
versäumt, so hat er den Besuch des Ausbildungs-
lehrganges abzubrechen und zu seiner Dienst-
stelle zurückzukehren. Ein Antrag auf Zulassung
zu einem späteren Lehrgang ist bevorzugt zu
berücksichtigen.

(4) Hat ein Kandidat aus Gründen, die er
nicht verschuldet hat, mehr als eine Woche, je-
doch nicht mehr als drei Wochen des von ihm
erstmals besuchten Ausbildungslehrganges ver-
säumt, so ist das Erfordernis des Besuches des
Ausbildunglehrganges im Sinne des § 1 Abs. 1
als erfüllt anzusehen, wenn er einen Antrag auf
Zulassung zur Prüfung stellt bzw. einen bereits
gestellten Antrag auf Zulassung zur Prüfung
aufrecht hält. Stellt er statt dessen einen
Antrag auf Zulassung zu einem späteren Aus-
bildungslehrgang, so ist er bei der Zulassung zu
diesem bevorzugt zu berücksichtigen, dabei ist das
Ausmaß des Lehrgangsbesuches festzusetzen.

(5) Hat ein Kandidat nicht mehr als eine Woche
des gesamten Ausbildungslehrganges versäumt, so
ist das Erfordernis des Ausbildungslehrganges
im Sinne des § 1 Abs. 1 als erfüllt anzusehen.

§ 5. (1) Leiter des Ausbildungslehrganges ist
das für das Ausbildungs- und Prüfungswesen
zuständige Mitglied des Vorstandes der Öster-
reichischen Postsparkasse.

(2) Diesem obliegt es, die Vortragenden zu
bestellen, die Gestaltung der Vortragstätigkeit
abzustimmen, den Stundenplan auszuarbeiten
und dessen Einhaltung zu überwachen. Darüber
hinaus hat der Leiter des Ausbildungslehrganges
über die weitere Teilnahme am Lehrgang gemäß
§ 4 Abs. 3 bis 5 zu entscheiden. Gegen eine
solche Entscheidung ist die Berufung an den Bun-
desminister für Finanzen zulässig.

(3) Für die Besorgung der übrigen Verwal-
tungs- und Kanzleigeschäfte, die mit der Durch-
führung des Ausbildungslehrganges verbunden
sind, und für die Sacherfordernisse ist bei der
Österreichischen Postsparkasse vorzusorgen.

(4) Im Ausbildungslehrgang sind die im § 8
angeführten Gegenstände einschließlich der für
ihr Verständnis notwendigen wirtschaftlichen
Grundlagen vorzutragen.

(5) Darüber hinaus können weitere Gegen-
stände vorgetragen werden, die nicht Gegen-
stand der Dienstprüfung sind, wenn dies im Hin-
blick auf die Verwendung der Kandidaten er-
forderlich ist.

Prüfung

§ 6. Die Prüfung für den Mittleren Dienst im
Österreichischen Postsparkassenamt ist praktisch
und mündlich abzuhalten.

§ 7. (1) In der praktischen Prüfung hat der
Kandidat nachzuweisen, daß er in der Lage ist,
an einer Rechenmaschine, einem Codiergerät,
einer Schreibmaschine oder einer sonstigen in der
Österreichischen Postsparkasse verwendeten
Büromaschine zu arbeiten. Die Auswahl der
Maschine bleibt dem Kandidaten überlassen.

(2) Prüfungswerber, denen zufolge ärztlich
festgestellter körperlicher Behinderung die prak-
tische Prüfung nicht zumutbar ist, können bei
sonst voller Eignung für den Dienst diese durch
Nachweis von Kenntnissen oder Fähigkeiten
anderer Art ersetzen. Art und Umfang dieses
Ersatzes der praktischen Prüfung wird vom Prü-
fungssenat bestimmt, ist jedoch dem dienstlichen
Aufgabenbereich des Prüfungswerbers zu ent-
nehmen.

§ 8. (1) Der allgemeine Teil der mündlichen
Prüfung umfaßt die in § 8 Abs. 2 lit. b des Ge-
haltsüberleitungsgesetzes angeführten Prüfungs-
gegenstände.

(2) Der besondere Teil der mündlichen Prüfung
umfaßt folgende Gegenstände, wobei sich die
Prüfung auf jene Angelegenheiten zu beschrän-
ken hat, die für Beamte des Mittleren Dienstes
im Österreichischen Postsparkassenamt von Be-
deutung sind:

1. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz;
2. Aufbau der Österreichischen Postsparkasse

und deren Aufgaben (unter Berücksichtigung
des Postsparkassengesetzes);

3. Wesentliche Begriffe des Geld- und Spar-
kassenwesens;

4. Geschäftsbestimmungen des Scheck- und
Sparverkehrs;

5. Kundendienst — Kundenwerbung;
6. Kaufmännischer Schriftverkehr (Kanzleiord-

nung).

§ 9. (1) Die Prüfungskommission hat ihren Sitz
beim Österreichischen Postsparkassenamt.

(2) Zu Mitgliedern der Prüfungskommission
dürfen nur Vorstandsmitglieder der Öster-
reichischen Postsparkasse und Beamte des Höheren
und des Gehobenen Dienstes bestellt werden.
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§ 10. Die Prüfungssenate bestehen aus einem
Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern.
Der Vorsitzende hat zumindest einen Gegenstand
selbst zu prüfen.

§ 11. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Juli
1974 in Kraft.

(2) Die besondere Prüfungsvorschrift für den
Mittleren Dienst im Postsparkassenamt (Erlaß
des Bundesministeriums für Finanzen vom
22. Jänner 1952, Z. 45.327-21/51, in der Fassung
des Erlasses des Bundesministeriums für Finanzen
vom 17. Feber 1956, Z. 26.583-21/56), die durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 334/1965 auf Ge-
setzesstufe gehoben wurde, ist gemäß Art. III
Abs. 3 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 243/1970
mit Ablauf des 30. Juni 1974 nicht mehr anzu-
wenden.

Androsch

303. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 7. Mai 1974 betreffend die
Ausbildung und die Prüfung für den Steuer-

aufsichtsdienst

Auf Grund der §§ 8 bis 18 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 243/1970, 167/
1972, 317/1973 und 180/1974 wird im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzler verordnet:

Ausbildung

§ 1. (1) Vor der Zulassung zur Prüfung für
den Steueraufsichtsdienst hat jeder Kandidat an
einem Ausbildungslehrgang teilzunehmen.

(2) Ziel des Ausbildungslehrganges ist es, dem
Kandidaten die für seine Verwendung notwen-
digen Kenntnisse zu vermitteln.

§ 2. (1) Der Ausbildungslehrgang hat etwa elf
Wochen zu dauern und ist bei der Finanzlandes-
direktion für Wien, Niederösterreich und Bur-
genland (Bundesfinanzschule) für den gesamten
Bundesbereich einzurichten; er ist nach Bedarf in
dem vom Bundesminister für Finanzen jeweils
bestimmten Zeitraum abzuhalten.

(2) Die geplante Abhaltung eines Lehrganges
ist den Bediensteten, die für eine Teilnahme in
Betracht kommen, nachweislich spätestens zehn
Wochen vor Beginn des Ausbildungslehrganges
zur Kenntnis zu bringen.

§ 3. (1) Zum Ausbildungslehrgang sind Be-
dienstete zuzulassen, die nach Vollendung des
18. Lebensjahres im Dienst einer inländischen
Gebietskörperschaft eine Verwendung von we-
nigstens 36 Monaten, die zumindest dem Mitt-
leren Dienst entspricht, davon wenigstens 18 Mo-
nate im Aufgabenbereich des Dienstzweiges
„Steueraufsichtsdienst", nachweisen.

(2) Haben sich für einen Ausbildungslehrgang
so viele Bedienstete gemeldet, daß aus organisa-
torischen Gründen nicht alle berücksichtigt wer-
den können, so sind diejenigen, die deshalb nicht
zugelassen werden können, in der Folge vorzugs-
weise zu berücksichtigen.

(3) Die Zulassung zum Ausbildungslehrgang ist
im Dienstwege beim Bundesministerium für Fi-
nanzen spätestens sieben Wochen vor Beginn des
Ausbildungslehrganges zu beantragen.

(4) Die Dienstbehörde hat dem Antrag einen
Auszug aus dem Standesausweis anzuschließen
und den Antrag unverzüglich an das Bundes-
ministerium für Finanzen weiterzuleiten. Der
Auszug hat jene Angaben, welche die Person und
die dienstrechtliche Stellung des Kandidaten be-
treffen, seine Ausbildung und die Art und Dauer
seiner bisherigen Verwendung zu enthalten.

(5) Über die Zulassung hat der Bundesminister
für Finanzen zu entscheiden.

§ 4. (1) Der Kandidat ist verpflichtet, an allen
Veranstaltungen des Ausbildungslehrganges teil-
zunehmen.

(2) Ist ein Kandidat aus einem Ausbildungslehr-
gang ausgeschieden, so kann ihm auf seinen An-
trag die Zulassung zu einem späteren Ausbil-
dungslehrgang oder zu einem Teil eines solchen
gewährt werden. Auf solche Anträge ist § 3
sinngemäß anzuwenden.

(3) Hat ein Kandidat aus Gründen, die er nicht
verschuldet hat, mehr als fünf Wochen des von
ihm erstmals besuchten Ausbildungslehrganges
versäumt, so hat er den Besuch des Ausbildungs-
lehrganges abzubrechen und zu seiner Dienststelle
zurückzukehren. Ein Antrag auf Zulassung zu
einem späteren Lehrgang ist bevorzugt zu be-
rücksichtigen.

(4) Hat ein Kandidat aus Gründen, die er nicht
verschuldet hat, mehr als drei Wochen, jedoch
nicht mehr als fünf Wochen des von ihm erstmals
besuchten Ausbildungslehrganges versäumt, so ist
das Erfordernis des Besuches des Ausbildungslehr-
ganges im Sinne des § 1 Abs. 1 als erfüllt anzu-
sehen, wenn er einen Antrag auf Zulassung zur
Prüfung stellt bzw. einen bereits gestellten An-
trag auf Zulassung zur Prüfung weiter aufrecht
hält. Stellt er statt dessen einen Antrag auf Zu-
lassung zu einem späteren Ausbildungslehrgang,
so ist er bei der Zulassung zu diesem bevorzugt
zu berücksichtigen; dabei ist das Ausmaß des
Lehrgangsbesuches festzusetzen.

(5) Hat ein Kandidat nicht mehr als drei
Wochen des gesamten Ausbildungslehrganges ver-
säumt, so ist das Erfordernis des Besuches des
Ausbildungslehrganges im Sinne des § 1 Abs. 1
als erfüllt anzusehen.

§ 5. (1) Leiter des Ausbildungslehrganges ist der
mit der Funktion des Leiters der Bundesfinanz-
schule betraute Beamte der Finanzlandesdirektion
für Wien, Niederösterreich und Burgenland.
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(2) Dem Leiter des Ausbildungslehrganges ob-
liegt es, die Gestaltung der Vortragstätigkeit ab-
zustimmen, den Stundenplan auszuarbeiten und
dessen Einhaltung zu überwachen. Weiters hat er
die Vortragenden zu bestellen, soweit sie dem
Stande der Finanzlandesdirektion für Wien,
Niederösterreich und Burgenland angehören; hin-
sichtlich der übrigen Vortragenden hat er Vor-
schläge dem Leiter der Sektion für direkte
Steuern, Verkehrsteuern und Gebühren des
Bundesministeriums für Finanzen zu erstatten,
der die Bestellung dieser Vortragenden vorzu-
nehmen hat. Darüber hinaus hat der Leiter des
Ausbildungslehrganges über die weitere Teil-
nahme am Lehrgang gemäß § 4 Abs. 3 bis 5 zu
entscheiden. Gegen eine solche Entscheidung ist
die Berufung an den Bundesminister für Finanzen
zulässig.

(3) Für die Besorgung der übrigen Verwal-
tungs- und Kanzleigeschäfte, die mit der Durch-
führung des Ausbildungslehrganges verbunden
sind, und für die Sacherfordernisse ist bei der
Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich
und Burgenland (Bundesfinanzschule) vorzu-
sorgen.

(4) Im Ausbildungslehrgang sind die im § 8
angeführten Gegenstände einschließlich der für
ihr Verständnis notwendigen wirtschaftlichen und
technischen Grundlagen vorzutragen, weiters ist
eine Einführung in die notwendigen Rechenvor-
gänge zu geben.

(5) Die Vorträge sind durch praktische Übun-
gen und nach Möglichkeit durch Exkursionen zu
Ämtern und Betrieben zu ergänzen.

Prüfung

§ 6. Die Prüfung für den Steueraufsichtsdienst
ist schriftlich und mündlich abzuhalten.

§ 7. (1) Die schriftliche Prüfung besteht aus
einer Klausurarbeit, die eine oder mehrere Fragen
aus dem Verwendungsgebiet der Beamten des
Steueraufsichtsdienstes zum Gegenstand hat. Die
Höchstdauer der Arbeit ist mit vier Stunden zu
bemessen.

(2) Die Fragen der Klausurarbeit sind von
jenen Vortragenden zu bestimmen, die die be-
treffenden Fächer vorgetragen haben. Die allen-
falls notwendige Koordination obliegt dem Vor-
sitzenden der Prüfungskommission.

§ 8. (1) Der allgemeine Teil der mündlichen
Prüfung umfaßt die im § 8 Abs. 2 lit. b des
Gehaltsüberleitungsgesetzes angeführten Gegen-
stände.

(2) Der besondere Teil der mündlichen Prüfung
umfaßt folgende Gegenstände, wobei sich die
Prüfung auf jene Angelegenheiten zu beschränken
hat, die für Beamte des Steueraufsichtsdienstes
von Bedeutung sind:

1. Verbrauchsteuern und Monopole;
2. Chemie und Technologie der den Monopolen

und den Verbrauchsteuern unterliegenden
Gegenstände einschließlich der technischen
Kontrollbehelfe;

3. Gebühren;
4. Buchführung;
5. Abgabenverfahrensrecht;
6. Finanzstrafrecht.

§ 9, (1) Die Prüfungskommission hat ihren
Sitz bei der Finanzlandesdirektion für Wien,
Niederösterreich und Burgenland. Sie ist für den
gesamten Bundesbereich zuständig.

(2) Zu Mitgliedern der Prüfungskommission
dürfen nur Beamte des Höheren Dienstes, des
Gehobenen Dienstes und des Steueraufsichts-
dienstes bestellt werden.

§ 10. Die Prüfungssenate bestehen aus einem
Vorsitzenden und drei weiteren Mitgliedern. Der
Vorsitzende hat zumindest einen Gegenstand
selbst zu prüfen.

§ 11. Diese Verordnung tritt mit 1. August
1974 in Kraft.

Androsch

3 0 4 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 8. Mai 1974 betreffend die
Ausbildung und die Prüfung für den Steuer-

eintreibungsdienst

Auf Grund der §§ 8 bis 18 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 243/1970,
167/1972, 317/1973 und 180/1974 wird im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzler verordnet:

Ausbildung

§ 1. (1) Vor der Zulassung zur Prüfung für den
Steuereintreibungsdienst hat jeder Kandidat an
einem Ausbildungslehrgang teilzunehmen.

(2) Ziel des Ausbildungslehrganges ist es, dem
Kandidaten die für seine Verwendung notwendi-
gen Kenntnisse zu vermitteln.

§ 2. (1) Der Ausbildungslehrgang hat etwa
vier Wochen zu dauern und ist bei der Finanz-
landesdirektion für Wien, Niederösterreich und
Burgenland (Bundesfinanzschule) für den gesam-
ten Bundesbereich einzurichten; er ist nach Be-
darf in dem vom Bundesminister für Finanzen
jeweils bestimmten Zeitraum abzuhalten.
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(2) Die geplante Abhaltung eines Lehrganges
ist den Bediensteten, die für eine Teilnahme in
Betracht kommen, nachweislich spätestens
zehn Wochen vor Beginn des Ausbildungslehr-
ganges zur Kenntnis zu bringen.

§ 3. (1) Zum Ausbildungslehrgang sind Be-
dienstete zuzulassen, die eine mindestens ein-
jährige Verwendung im Aufgabenbereich des
Dienstzweiges „Steuereintreibungsdienst" nach-
weisen.

(2) Haben sich für einen Ausbildungslehrgang
so viele Bedienstete gemeldet, daß aus organisa-
torischen Gründen nicht alle berücksichtigt wer-
den können, so sind diejenigen, die deshalb
nicht zugelassen werden können, in der Folge
vorzugsweise zu berücksichtigen.

(3) Die Zulassung zum Ausbildungslehrgang ist
im Dienstwege beim Bundesministerium für
Finanzen spätestens sieben Wochen vor Beginn
des Ausbildungslehrganges zu beantragen.

(4) Die Dienstbehörde hat dem Antrag einen
Auszug aus dem Standesausweis anzuschließen
und den Antrag unverzüglich an das Bundes-
ministerium für Finanzen weiterzuleiten. Der
Auszug hat jene Angaben, welche die Person und
die dienstrechtliche Stellung des Kandidaten be-
treffen, seine Ausbildung und die Art und
Dauer seiner bisherigen Verwendung zu ent-
halten.

(5) Über die Zulassung hat der Bundesminister
für Finanzen zu entscheiden.

§ 4. (1) Der Kandidat ist verpflichtet, an allen
Veranstaltungen des Ausbildungslehrganges teil-
zunehmen.

(2) Ist ein Kandidat aus einem Ausbildungs-
lehrgang ausgeschieden, so kann ihm auf seinen
Antrag die Zulassung zu einem späteren Aus-
bildungslehrgang oder zu einem Teil eines solchen
gewährt werden. Auf solche Anträge ist § 3 sinn-
gemäß anzuwenden.

(3) Hat ein Kandidat aus Gründen, die er nicht
verschuldet hat, mehr als zwei Wochen des von
ihm erstmals besuchten Ausbildungslehrganges
versäumt, so bat er den Besuch des Ausbildungs-
lehrganges abzubrechen und zu seiner Dienst-
stelle zurückzukehren. Ein Antrag auf Zulassung
zu einem späteren Lehrgang ist bevorzugt zu
berücksichtigen.

(4) Hat ein Kandidat aus Gründen, die er
nicht verschuldet hat, mehr als eine Woche, je-
doch nicht mehr als zwei Wochen des von ihm
erstmals besuchten Ausbildungslehrganges ver-
säumt, so ist das Erfordernis des Besuches des
Ausbildunglehrganges im Sinne des § 1 Abs. 1
als erfüllt anzusehen, wenn er einen Antrag auf
Zulassung zur Prüfung stellt bzw. einen bereits
gestellten Antrag auf Zulassung zur Prüfung

weiter aufrecht hält. Stellt er statt dessen einen
Antrag auf Zulassung zu einem späteren Aus-
bildungslehrgang, so ist er bei der Zulassung zu
diesem bevorzugt zu berücksichtigen; dabei ist das
Ausmaß des Lehrgangsbesuches festzusetzen.

(5) Hat ein Kandidat nicht mehr als eine Woche
des gesamten Ausbildungslehrganges versäumt, so
ist das Erfordernis des Besuches des Ausbildungs-
lehrganges im Sinne des § 1 Abs. 1 als erfüllt
anzusehen.

§ 5. (1) Leiter des Ausbildungslehrganges ist
der mit der Funktion des Leiters der Bundes-
finanzschule betraute Beamte der Finanzlandes-
direktion für Wien, Niederösterreich und Burgen-
land.

(2) Dem Leiter des Ausbildungslehrganges ob-
liegt es, die Gestaltung der Vortragstätigkeit ab-
zustimmen, den Stundenplan auszuarbeiten und
dessen Einhaltung zu überwachen. Weiters hat
er die Vortragenden zu bestellen, soweit sie dem
Stande der Finanzlandesdirektion für Wien,
Niederösterreich und Burgenland angehören; hin-
sichtlich der übrigen Vortragenden hat er Vor-
schläge dem Leiter der Sektion für direkte
Steuern, Verkehrsteuern und Gebühren des
Bundesministeriums für Finanzen zu erstatten,
der die Bestellung dieser Vortragenden vorzu-
nehmen hat. Darüber hinaus hat der Leiter des
Ausbildungslehrganges über die weitere Teil-
nahme am Lehrgang gemäß § 4 Abs. 3 bis 5 zu
entscheiden. Gegen eine solche Entscheidung ist
die Berufung an den Bundesminister für Finanzen
zulässig.

(3) Für die Besorgung der übrigen Verwal-
tungs- und Kanzleigeschäfte, die mit der Durch-
führung des Ausbildungslehrganges verbunden
sind, und für die Sacherfordernisse ist bei der
Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich
und Burgenland (Bundesfinanzschule) vorzusor-
gen.

(4) Im Ausbildungslehrgang sind die im § 8
angeführten Gegenstände vorzutragen.

(5) Darüber hinaus können weitere Gegen-
stände vorgetragen werden, die nicht Gegen-
stand der Dienstprüfung sind, wenn dies im Hin-
blick auf die Verwendung der Kandidaten er-
forderlich ist.

Prüfung

§ 6. Die Prüfung für den Steuereintreibungs-
dienst ist schriftlich und mündlich abzuhalten.

§ 7. (1) Die schriftliche Prüfung besteht in der
Ausarbeitung eines Pfändungsprotokolls und eines
dazugehörigen Berichtes auf Grund eines Voll-
streckungsauftrages. Die Dauer der Arbeit ist mit
drei Stunden zu bemessen.
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(2) Das Thema der schriftlichen Aufgabe ist
von jenem Vortragenden des Lehrganges zu be-
stimmen, der das betreffende Fach vorgetragen
hat. Kommen mehrere Vortragende in Betracht,
so haben sie das Thema gemeinsam zu bestimmen.
Die allenfalls notwendige Koordination obliegt
dem Vorsitzenden der Prüfungskommission.

§ 8. (1) Der allgemeine Teil der mündlichen
Prüfung umfaßt die im § 8 Abs. 2 lit. b des
Gehaltsüberleitungsgesetzes angeführten Gegen-
stände.

(2) Der besondere Teil der mündlichen Prü-
fung umfaßt folgende Gegenstände, wobei sich
die Prüfung auf jene Angelegenheiten zu be-
schränken hat, die für Beamte des Steuerein-
treibungsdienstes von Bedeutung sind:

1. die Bundesabgabenordnung;
2. die automatisierte Abgabeneinhebung;
3. die Voraussetzung für die Einbringung der

Abgaben;
4. das Verfahren bei der Einbringung der Ab-

gaben durch die Finanzämter;
5. die Einbringung der Abgaben im gericht-

lichen Vollstreckungsverfahren, im Aus-
gleichs- und Konkursverfahren;

6. das Gesellschaftsrecht und das Grundbuch-
recht.

§ 9. (1) Die Prüfungskommission hat ihren
Sitz bei der Finanzlandesdirektion für Wien,
Niederösterreich und Burgenland. Sie ist für den
gesamten Bundesbereich zuständig.

(2) Zu Mitgliedern der Prüfungskommission
dürfen nur Beamte des Höheren und des Ge-
hobenen Dienstes bestellt werden.

§ 10. Die Prüfungssenate bestehen aus einem
Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern.
Der Vorsitzende hat zumindest einen Gegenstand
selbst zu prüfen.

§ 11. (1) Die Verordnung tritt mit 1. August
1974 in Kraft.

(2) Gemäß Art. III Abs. 3 des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 243/1970 ist die besondere Prüfungs-
vorschrift für den Steuereintreibungsdienst, Er-
laß des Bundesministeriums für Finanzen vom
26. Juni 1949, Z. 31.385-21/49, in der Fassung
des Erlasses des Bundesministeriums für Finanzen
vom 2. März 1959, Z. 135.526-21/58, die durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 334/1965 als auf
Gesetzesstufe stehend bezeichnet wurde, mit Ab-
lauf des 31. Juli 1974 nicht mehr anzuwenden.

Androsch
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